
Die Selbstdurchsetz-4n,g.-
völkerrechtlicher Verpflichtüngen

Einige Einzelproblerne der ke e.ss;all-e&quot;--.&apos;pr

KDoehring,

Karl Z em a n e k hat die dogmatis Zusammenhänge hinsichtlich des

Repressalienrechts klar und eindringlich dargelegt. Mein Versuch nun, gilt
der Aufhellung von einzelnen Fragen, in .gewiSser. Weise punktuell.

Die Bedeutung der Repressalie als Anspruchsdurchsetzung ist. in. dern
gleichen Maße gewachsen, wie das Gewaltverbot an Bedeutung gewann.
Es ist.&apos;sicher richtig, wenn Karl Z e.m.a n e. k sagt, Uliterlassung von

Repressalien könne darauf beruhen, daß der verletzte Staat ein Interesse

daran habe, gegen einen stärkeren Staat keinen Druck auszuüben, weil

letztlich der Erfolg doch nicht eintreten würde und dann seine Lage
schlechter sei als vorher. Aber das galt auch bei der Gewaltanwendung,
und das, ware nur bei obligatorischer Gerichtsbarkeit.und internationaler
Vollstreckung zu vermeiden. Wir sind weit entfernt von einem solchen

System, und man kann zweifeln, ob es je erreicht wir*d.
Die folgenden Fragen will ich nun etwas näher betrachten:

1. den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit;
2. die Nichteinhaltung von Verträgen als Repres.salie&apos;irp--Hin beson-

- ders auf humanitäre Gesichtspunkte und multilater Vertrage;

Dr. iur.&quot;&quot;Professor an der Universität Heidelberg, Direktor e Institut; Membre de

l&apos;Institut. de Droit International.
A b.k ü r z u n g e n : AFDI Annuaire Fran de Droit International-; AJIL =&apos;American

Jourhaf of International Law; AöR Archiv des öffentlichen, Rechts;E `, Encylopedia
of Public&apos; International Law, R. Bernhardt (Hrsg.); RGDIP Revue G6n de Droit

International Public; RIAA Report of Interna,tional Arbitral Awards; WVIlk Wiener

Vertragsrechtskonvention; YILC Yearbook of the International Law CommiSsion.
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Die Selbstdurchsetzung völkerrechtlicher Verpflichtungen 45

3. die Wahrung der Rechte dritter Staaten;
4. die Vorwarnung;
5. die These,&apos;daß gewaltsame Repressalien in jedem Falle unzulässig seien.

1. Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit

Schon im innerstaatlichen Recht macht die Anwendung des Prinzips
der Verhältnismäßigkeit deshalb Schwierigkeiten, weil sich der Maßstab
aus einer doppelten Bewertung ergeben muß l. Das ist im Völkerrecht ganz
das Gleiche.

Verhältnismäßigkeit bedeutet einmal, daß das Mittel, den Rechtsbrecher
zur Aufgabe seiner Haltung zu .zwingen oder Angriffe abzuwehren, nicht
erheblich mehr Schaden anrichten soll, als dem verletzten Staat selbst. Zuge-
fügt wurde2. Zum anderen soll das Mittel dem zu erreichenden Zweck

angemessen sein, d. h. es soll gerade nur dasjenige Mittel verwendet wer-

den, das den Erfolg verbürgt3. Im ersten Fall wird also das Ausmaß der

primären Rechtsbeeinträchtigung als bestimmend angesehen, im zweiten

der Erfolg zur Wiederherstellung des rechtmäßigen Zustandes.
In beiden Fällen kann ein verschiedener Maßstab für das Mittel, also den

Umfang der Repressalie, bestimmend sein. So kann sich folgendes ergeben:
Auch eine relativ geringfügige Rechtsverletzung muß nicht hingenommen
werden. Sie wäre mit einem Mittel zu beantworten, das ebenfalls eine
relativ geringe Schadenszufügung bedeutet. Doch kann der Fall eintreten,
daß der primär rechtswidrig handelnde Staat auf ein maßvolles Gegenmittel
nicht reagiert. Darf dann ein stärkeres Mittel eingesetzt werden? Wenn

man den Standpunkt vertritt, daß Unrecht niemals hingenommen werden
MUß4, wäre nun auch das Mittel erlaubt, das den Verletzer endgültig - und

1 Vgl. dazu etwa P. L e r c h e, Übermaß und Verfassungsrecht. Zur Bindung des Gesetz-

gebers an die Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und der Erforderlichkeit (196.1), S.19, 21;
E. G r a b i t z, Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit in der Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts, AöR 98 (1973), S.575 mit weiteren Nachweisen.

2 Vgl. die Entscheidung im Naufilaa-Fall, RIAA II, S. 1027; R. T h o d e, in: Menzel/

Ipsen, Völkerrecht (2.Aufl. 1979), S.459; K. j. P a r t s c h, Reprisals, in: EPIL, Instalment 9

(1986), S.332; L. Oppenheim/H. Lauterpacht, International Law, Bd.2 (ZAufl.
1952), S.141.

3 F. B e r b e r, Lehrbuch des Völkerrechts, Bd.3 (2.Aufl. 1977), S.97; j. D e 1 b r ü c k,
Proportionality, in: EPIL, Instalment 7 (1984), S.397; D. S c h i n d 1 e r, Die Grenzen des
völkerrechtlichen Gewaltverbots, in: Berichte der Deutschen Gesellschaft für Völkerrecht,
Heft 26 (1986), S. 1 Z

4 Vgl. hierzu etwa K. H a i 1 b r o n n e r, Die Grenzen des völkerrechtlichen Gewaltver-
bots, in: Berichte der Deutschen Gesellschaft für Völkerrecht, Heft 26 (1986), S.51.
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46 Doehring

wegen seiner Intensität - zur Rechtseinhaltung bewegt5.
Aus diesem.Beispiel kann man wohl die Folgerung ziehen., daß das Maß

der Verhältnismäßigkeit wesentlich bestimmt wird durch -das Verhalten tdes
die Rechte primär verletzenden Staates, denn es liegt bei diesem, das Maß

der Auseinandersetzung im Sinne der Verhältnismäßigkeit durch Nachge-
ben zu begrenzen.

Als Ergebnis möchte ich folgendes feststellen: Das Gebot zur, Einhal.

tung der Verhältnismäßigkeit richtet sich nicht nur an den verletzten Staat

bei Anwendung der Repressalie, sondernebenso,. wenn nicht sogar, mehr,
an,den die Rechte primär verletzenden Staat.

_Es ist erstaunlich, dag die Draft Articles on State Responsibility der

International Law..Commission6 diese Dffe nicht nennt oderrenzierung
kennt,

No&apos;ch&apos;ein weiterer Gesichtspunkt. ist bei der Anwendung, des Grundsat-

zes der Verhältnismäßigkeit zu beachten: Es, könnte sein, daß -der: eine

Repressalie berechtigt benutzende Staat keine Wahl zwischen Mitteln ver-

schiedener Intensität hat, weil nur ein effektives Mittel zur Verfügung
steht. Muß auch in diesem Falle die Verhältnismäßigkeit beachtet werden?

Sicheilich ist im. extremen Fall von der Benutzung dieses Mittels gänzlich
abzusehen-, nämlich dann, wenn die Rechtsfolgen der Repressalie..völlig,
außer Verhältnis zu der primären Recht.sverletzung stehen. Aber das wird
sicherlich selten der Fall sein. Ich bin der- Auffassung, daß regelmäßig

-

in

einem. solchen. Fälle von einem zu einengenden Maßstab abzusehen ist.
Wäre es anders, wurden,Rechtsverletzungen ü. U. gänzlich unbeantwortet

bleiben. Das- würde die Rechtsordnung zerstören und dem Unrecht fakti-
7schen Vorrang,..,.y.Or dem Recht einräumen

5 Stellt man sich hingegen auf den Standpunkt, daß die Erhaltung&apos;des Friedens gegebe-
nenfallS die Hinnahme von Rechtsbrüchen verlangt, mag man zu anderen Ergebnissen gelan-
gen; zur UN-Charta l&gt;.- M. D u p u y, Observations sur la pratique r4cente des, sanct &apos;ions
de Pillicit Rdt)1P-87,(1983), S.529; F. Berber,-Lehrbuch des Völkerrechts Bd.2-

(2. Aufl. 1969) S.43-fe.; J., R ö h 11 n g, Hat das Kriegsverbot noch einen Sinn, Jahrbuch für

Internationales Recht, 14 (1969), S. 179; S c h i n d 1 e r (Anm.3), S. 19.
6 ZaöRV45(1985),S.357ff.
7 Vgl. Hallb ronner (Anm.4), S.65.
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2. Die Nichtanwendung von Verträgen als Repressalie
Daß die Nichterfüllung eines Vertrages den Partner berechtigt, seine

eigene Leistung zu verweigern, ist in der Wiener Vertragsrechtskonvention
niedergelegt8. Ob man das als eine spezielle und von der Vertragsrechts-
konvention vorgesehene Form der Repressalie betrachtet, ist eine termino,
logische. Frage9.

Hier interessiert die Frage, ob und inwieweit die Nichteinhaltung von

Verträgen allgemein als zulässige Repressalie gegen Delikte und Vertrags-
brüche angesehen werden kann.

Grundsätzlich scheint das nach überwiegender Auffassung zulässig10.
Eine Ausnahme besteht nur dann, wenn in einem bestimmten Vertrag im
Sinne eines Sub-Systems nur ganz bestimmte, oder gar nur eine Rechtshi:1-
femöglichkeit vorgesehen ist und der Vertrag ergibt, daß dieses Mittel
exklusiv sein soll&apos; 1. In allen anderen Fällen darf grundsätzlich- auf Rechts-
widrigkeit - vertragliche oder deliktische - mit der Nichterfüllung
irgendeines Vertrages reagiert werden, auch wenn dieser mit dem Gegen-
stand der Rechtsverletzung nicht in Zusammenhang steht.
Aber auch dieses Prinzip kennt Grenzen, die allgemein anerkannt sind.

So sollen Rechtspflichten, insbesondere solche vertraglicher Natur, die
zum Schutz humanitärer Grundsät: übernommen wurden, nicht im Sinne&apos;
der Repressalienausübung unterlassen werden12. Die Aufkündigung men-

schenrechtlicher Verpflichtungen ist als Repressalie suspekt, wie es Karl
Z e ni a n e k auch dargelegt hat. Hier aber setzt nun das Problem ein, das
ich erwähnen möchte.

Die Frage erhebt sich nämlich, wann man das Vorliegen repressalienfe-

ö Art.60 WVRK; vgl. dazu S. Bastid, Les trait6s dans la vie internationale (1985),
S.207f.

9 Vgl. dazu B. S i in in a, Reflections on Article 60 of the Vienna Convention on the Law
of Treaties and its Background in General International Law, Österreichische Zeitschrift für
öffentliches Recht, 20 (1970), SA 1 mit weiteren Nachweisen.

10 Partsch (Anm.2), S.334; A. Verdross/B. Simma, Universelles Völkerrecht
(3.Aufl. 1984), S.907ff.; R. L a g o n i, in: Menzel/Ipsen (Anm.2), S.331; G. S c h w a r Z e n -

b e r g e r /E. D. B r o w ii, A Manual of International Law (6.Aufl. 1976), S. 150; 0 p p e n -

heim/Lauterpacht (Anm.2), S.136f.; P. Reuter, Introduction au droit des trait6s
(1985), S.158ff.

11 Dies ist etwa im Recht der Europäischen Gemeinschaften der Fall; vgl. U. Ever-
11 n g, Sind die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft noch Herren der Verträge?
Zum Verhältnis von Europäischem Gemeinschaftsrecht und Völkerrecht, in: Festschrift für
H. Mosler (1983), S.181 ff.

12 Vgl. Art.60 Abs.5 WVRK; Beispiele für weitere Repressallenverbote bei W. Wen g -

1 e r, Völkerrecht, Bd. 1 (1964), S.518.

4 ZaöRV 47/1

http://www.zaoerv.de
© 1987, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


48 Doehring

ster Menschenrechte annehmen muß, d. h. ob hier eine extensive oder
0 Sicht könnte man dazurestriktive Beurteilung geb ten ist. Bei extensiver

gelangep daß z.B. eine zur Lieferung von Lebensmitteln,
vOil Medikamenten oder auch Industriegütern, die für die Versorgung der

Bevölkerung notwendig erscheinen, auch dann einzuhalten ist&quot;wenn die
Ilie als solche zulässig,wäre würde allerdings dann bedeuten,Repressa

daß ein SIiat, gegen. den aus diesen *Gründen derartige Repressalien nicht

zulässig wären, well,er arrn, und bedürftigist, sich Rechtsbrüche, erlauben

könnte, für die ein reiche besser versorgter Staat einzustehen hätte,
..:,Ei&apos;nem unterentwickelten Staat dürfte man Verträge etwa zur Wirtschäfts- .-
hilfe u. U.- auch dann nicht aufkündigen, -wenn er selbst Verpflichtungen-
and&amp;er Art nicht einhält, Ganz besonders problematisch wird die&apos;Si&apos;tua &gt;

tion -wenn man eine solche humanitäre Wirtschaftshilfe aufkü&apos; umgt,
den verletzenden Staat. generell zur Einhaltung der. Menschenrechte zu

13veranlassen
Nicht- zuletzt, wegen des Prinzips der Gleichheit der Staaten erscheint

daher&apos;eihe,&apos;restriktive Sicht hier angemesse.ner.&apos;Von-det,i Grundsätzen, aus-

I

gehend, daß das Recht dem Unrecht nicht zu weichen hat, daß wegen des
Gewaltverbots jede Rechtsdurchsetzung erschwert ist und daß das Schick-

.- sal der Staatsbürger von ihrer eigenen Regierung bestimmt wird und.,itiso-
uiiteilbar ist,;so;-1--Ite der das Völkerrecht verletzende.p -.wie --im Kriege

Staat auch letztlich -die Folgen- tragen. Solalte ichr*echtlich unter Repre.ssa-
--f läsliengesichtspunkten das Mittel des ur z sig.

Wenn eingewendet wird, darunter leide doch-nur dieBe-- insbe-
sondere die arme -, ist ein solches Argument rechtlich bedeutungslos,
wenn 1.in übrigen die Voraus*setzungen rechtmäßWer. Repressalien gegeben
sind15. Die letztere Frage sollte entscheidend sein, und an die.Vorausset-
zungen der RepreSsalie sollten harte Anforderungen ges werden, nicht
so sehr an die Rechtsfolgen.
,Ein Beispiel mag das. verdeutlichen. Ein Wirtschaftsenibargo gegen. die

Südafrikanische Union wäre dann zulässi w das Verhalten &apos;diesesenn

StaateS Staaten, die das Embargo durchführen, zurR

13 Ein aktuelles Beispiel bietet H.-H. L i n d em a ti n, Die Auswirkungen der Menschen-

rechtsverletzungen in Surinam auf die Vertragsbeziehungen zwischen den Niederlanden und I

-

Surinaffi, ZaöRV 44 (1984), S.64 ff.
I

1
14 Vgl. dazu W. K ew e n i g, Die Ahwendung wirtschaftlicher Zwangsmaßnahmen,-im

Völkerrecht,in:BerichtederD.eutschenGesellschaftfürVölkerrecht,Heft22(1982),&quot;
Ch. Leben, Lescontre-mesuresinter-
internationale, AIFDI 28 (1982) S.48ff.

15 Vgl. Lind,emann (Anm.13),.S.89f.
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berechtigt. Ich habe Zweifel, - ob&apos; das derTall ist, auch wenn im A g o -

Bericht der ILC die Apartheid ,als, international crime ein.geordnet&apos;,St16.
Wie: ein Embargo politisch hier zu werten ist, mag dahinstehen.
Auf noch eine weitere Frage im Hinblick darauf, ob und wann Vertrags-

suspendierung als Repressalie. benutzt werden darf, sei hier hingewiesen.
Sollte das Delikt des Staates, gegen deai.Repressalien -in Betracht kommen,
darin liegen, daß er die Pflichten aus einerälZollektivvertrag (internationale
Organ,isationen, rechtsetzende- Verträge) nicht erfüllt, werden die Sanktio-
nen im. Rahmen dieses; Sub-Systems als,. ausschließlich anzusehen sein, so

daß eine Einzelrepressalie nicht mehr in Betracht kommt.
Anders kann es bei multilateralen Verträgen sein, die als Austauschver-

träge zu sind. Hier wäre, wohl so zu entscheiden, daß dann
wenn ein. Vertragspartner sich eines Deliktes schuldig macht, das mitdem
Vertrag nicht in Zusammenhang steht, einzelner Vertragspartner die

Aussetzung des multilateralen Vertrages nur vornehmen darf, wenn da-
durch nicht Rechte dritter Staaten - also hier der übrigen Vertragspartner -
verletzt würden 17.

3. Die Beachtung der Rechtedritter Staaten

Das leitet über zu der nächsten hier zu behandelnden Frage, nämlich ob
die Unzulässigkeit von Repressalien immer dann anzunehmen ist, wenn
dadurch Rechte dritter Staaten beeinträchtigt würden.

Diese Sperre der Repressalie gilt sicherlich regelmäßig und prinzipiell
nur, wenn, dritte Staaten hinsichtlich ihrer Rechtsansprüche beeinträchtigt
werden, nicht aber, wenn nur die faktische Lage für diese dritten Staaten
verschlechtert würde18. Würde man letzteres genügen lassen, wären viele
Repressalien rechtswidrig. So könnte, etwa ein Staat, gegen den die Wirt-
schaftshilfe eingestellt ist, gegenüber einem dritten Staat u. U. ebenfalls
seine versprochenen Lieferungen nicht mehr durchführen. Die Vertragsbe-
ziehungen zwischen dem mit einer Repressalie belegten Staat und dem
dritten Staat interessieren hier nicht, und Rechtsbeziehungen zwischen
dem die Repressalie ausübenden Staat und dem dritten Staat bestehen

16 Vgl. Art. 19 Abs.3 lit. c der Draft Articles on State Responsibility der ILC (Anni.6).
17 (Anm.9), S.14; Wengler (Anrii..12), S.517, Anm.2 und S.590; Ver-

d r o s s / S 1 m in a (Anni. 10), S.91 1; P a r t s c h (Anm.2), S.332.
18 Vgl. Simma (Anm.9), S.14; Partsch (Anm.2), S.332; insoweit unklar Ver-

dross/Simma, S.911.
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ehrÄgeh zu Lasten, Dritter.1-9 undnicht. Die Rechtslage ist ähnlich wie bei V

bei Vertragskollisionen. VertrÄ e zu Lasten Dritter -sind nur -dann.g
wenn die Rechte. Dritter berührt sind. oderv den dritten,&apos;StaatemVer &apos;,

pflichtüngen auferlegt werden sollen eine faktische Beeinträic-htizunz-känn
hier nicht in Betracht gezogen -werden.?0&apos;..&apos;Bei VerträesbllisX&apos;Qne&gt;n btgi
sich, daß *beide Verträge, auch,., sie: sieh,inhältlich- dersprecheri,
dennochregelmäßiggültig&apos;bleiben

Die Rechte dritter Staaten wären durch, !Belastung, mit einer. neudne,. fakti

schen Lage nur dann bee.in,träch-tigt, wenn diese Belastung, wiede&apos; fak-
I

tisch, ein solches Ausmaß annä m .daß Mens he &apos;t&apos; chte erletz&apos;:-- erdeh e c n e v t w n.,

Würde das Wirtsch
&apos;

sefübargo deJiktischenStaat ineiaft gegen einen e

Staat,ineineHungerkatastroph6.-g
-sein. -lich

4. bie Vorwarnt ah Zulässigkeitsvoraussetzung der.
ReAte- dritter Staaten 22

Das Festhalten,an diesem Grundsatz ist durchaus Zu begrüßetf. Doch
kann, es Lagen &apos;geben, in denen&quot;das Festhalten an diesem Erfordernis unzu-

-

11

niutbar ist. Es kann ILagen geben, in denen das Gebot der vorherigen
Androhung den Erfolg der Repress&apos;alie.zunichte macht.

Bei däti von Karl Z e m a n e k alg Selbstschutz, im Gegensatz zur Repres-
salie charakterisierten Maßnahmenist das evident, und er- hav richtig ge-

sagt, daß von der self-protection zur -Repressalie ofv:ein Über-

gang besteht23
Aber auch dann, wenn nur die.--Re - - l&apos; r t - mt und espres,aie,in.Bet&apos;aich, kom,

-

nicht um- Selbstschutz -geht, kanri&apos;die VorwaIrhunIg den Erfol
&apos;Wenn ein Staat androht, Vermogen&quot;zu

*

s Ver **beschlagnahmen, kann da mo-

gen vorher abgezogen oderan einen dritten Staat übertragen werden
Schiff kann den Hafen verlassen; wenn die Beschlagnahme aus Gründen

19 Ngl, dazu H.. B a 11 r e i c h, VölkprrechtliChe Vertra&apos; e - zu Lasten.,Dritt r&quot; in: Fest-9 1 e

schrift für&apos; C. Bilfinger (1954), S.2; Ch.- Rousseaü, Droit:International Public Bd.1

(1971),S.182ff.,S.192f.; Bastid (Anm.8),S.143ff.
20 Vgl. We n g 1 e r (Anm. 12), S.244 ff.
21 Vgl. We n g 1 e r, S.406 L; vgl. auch -Art.59 Abs.2 VNRK.
22 A.2 B,1 e c km a&apos;n n, Gedanken zui Repressalie&quot;,in: Festschrift für H.rj. % SchlOchauer

Partsch (Anm.1), S.J3t.;, Berber. (A-nm.5)&quot; S..89,; Oppenheim/,-Lau--
t e r p a c h t (Anrh.2),S.142, We n g 1 e r (Anrü.12), S.51Z

23 So. auch R. W. Tu c k e r, Reprisals and Self-Defense: The Custotnary Law, AJIL 66

(1972), S.587
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der Repressalie droht. Wie kann hier nun eine Grenze gefunden werden,
jenseits derer Vorwarnung nicht als. erforderlich anzusehen ist?
Man kann wohl nicht verlangeni--daß die Repressalie als Einzelmaß-

nahme und. also speziell in einer solchen, Vorwarnung genannt wird. Stehen
mehrere und gleichermaßen effektive Mittel für die, Repressalienausübung
zur Verfügung, wird regelmäßig. auch di-e.Vorwarnung gefordert werden
können,. denn immer bleibt dann noch die Wahl zwischen den verschiede-
nen Mitte.In, und dem Rechtsbrecher m4ß nicht mitgeteilt werden, welches
Mittel eingesetzt: wird. Steht aber nur ein Mittel zur Verfügung, kann die
Ankündigung unzumutbar werden.
Wenn eine Maßnahme gleichzeitig als self-protecttOn und als Repressalie

zu werten. ist, wenn sie also gleichzeitig Schutz,bieten und zur Unterlas-

sung anhalten soll, muß wohl.,dem Schutzgedanken Vorrang eingeräumt
werden. Die Ankündigung ist jedenfalls dann nur zu fordern, wenn durch
sie der Schutz nicht ineffektiv gemacht wird.
Man denke z. B. an Aktionen zum Schutz eigener Staatsangehöriger, die

gleichzeitig den die Rechte der Staatsahgehörigen verletzenden *Staat von
weiteren Rechtsverletzungen abhalten. sollen. Bei der Bombardierung
Libyens durch die USA sollte. sowohl self-protecttOn für amerikanische
Staatsbürgerauf der ganzen Welt ausgeübt werden, als auch erreicht wer-

den, daß Lib ,en,von weiteren Gewaltanwendungen und Attentaten abläßt.y
Ob:man diese Aktion für widerrechtlich hält, weil. das Gewaltverbot nicht
beachtet wurde, kann dahingestellt bleiben24, denn jedenfalls waren beide
Intentionen - Selbstschutz und Repressalie - ausschlaggebende Motive.
Ähnlich war es bei der Bombardierung eines. Atomkraftwerks im Irak
durch Israel25. Selbstschutz war gewollt, damit der Irak nicht Bomben
produzieren kann; Repressalie war gemeint, damit der Irak nicht derartige
Pläne weiter verfolgt.
Wenn man diese Aktionen für rechtmäßig hält - was hier offen bleiben

soll -, dann war jedenfalls eine Vorwarnung nicht zu erwarten und nicht zu
fordern.

24 Vgl. dazu.den im UN-Sicherheitsrat gestellten Resolutionsantrag S-18016-Rev.1 vom
21.4.1986 (abgedruckt in Vereinte Nationen 1986, S.184), in dem der amerikanische An-
griff auf Tripolis und Bengasi verurteilt wird, des Vetos der drei Westmächte wurde
der Antrag nicht angenommen.

25 Vgl. UN S-Resolution 487 vom 19.6.1981; der israelische Angriff wurde vom

Sicherheitsrat einstimmig verurteilt; vgl. dazU auch G. F i s c h e r, Le bombardement par
IsraEl d&apos;un r6acteur nucl6aire irakien, AFDI 198 1, S. 147; J. E. B i r n b e r g, The Sun Sets on
Tamuz 1: The Israel Raid on Iraq&apos;s Nuclear Reactor, California Western International Law
journal, 13 (1983), S.86 ff.
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handlung darstellt, dann wäre die gewaltsame Gegenmaßnahme selbstver-
ständlich erlaubt31.

Ist aber die Gewaltanwendung oder Gewaltandrohung begrenzt, soll sie

nicht territoriale Verschiebungen herbeiführen oder die politische Hand-

lungsfreiheit des verletzten Staates beeinträchtigen, ist sie also einIsolierter

Eingriff in fremde Rechte und nur eine-Aktion, die:eher einer Polizeimaß-

nahme ähnelt als einer Gewaltanwendung gegen den anderen Staat, dann
muß es doch wohl erlaubt, sein, mit entsprechenden Mitteln zu antwor-

ten32.
Um bei diesem Beispiel zu bleiben: Der Staat, der fremde Schiffe aus

seinem von ihm widerrechtlich zu Hoheitsgewässern ausgeweiteten Seege
biet vertreibt, muß sich als Repressalie gefallen lassen, daß seine Schiffe

dann auch vom verletzten Flaggenstaat in der gleichen Distanz vor dessen

Küste quasi-polizeilich und mit.Gewalt vertrieben werden. -

Insofern meine ich, daß die sich als strikt darstellende Regel, wonach die

sog. gewaltsame Repressalie unter allen Umständen verboten ist, differen-

ziert gesehen werden MUß33.
Ich fasse zusammen: Ich habe versucht, die profunden dogmatischen

Überlegungen von Karl Zemanek dadurch zu erganzen, daß. ich auf

einige Grundsätze hinwies, die für die Grenzen der Selbstdurchsetzung
von staatlichen Ansprüchen meist nur generalisierend verwendet werden.

Dabei hat sich gezeigt, daß viele dieser Prinzipien der differenzierenden
Sicht und Interpretation dringend bedürfen. Im einzelnen ergab sich fol-

gendes:
1. Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit hat nicht nur in Rechnung zu

stellen, wie stark die Rechtsverletzung sich äußerte, sondern auch wie

intensiv das Gegenmittel sein darf, damit es effektiv Erfolg hat. Nicht

nur sind Rechtsverletzung und Gegenmittel in einem ausgewogenen
Verhältnis zu sehen, sondern auch Gegenmittel und sein Erfolg.

2. Das Gebot, humanitäre Grundsätze durch Repressalien nicht zu verlet-

zen, auch nicht durch Suspendierung von Verträgen, findet dort seine

Grenze, wo es nicht mehr um den Schutz von Menschenrechten im

engeren Sinne geht, sondern darum, den das Recht verletzenden Staat

insgesamt zu rechtmäßigem Verhalten zu zwingen. Bei Anwendung die-

31 Vgl. Verdross/Simma (Anm.10), S.285ff.
32 Vgl. Hailbronner (Anm.4),S.70f.
33 So wohl auch Hailbronner, S.62ff.; W. Wengler, Das völkerrechtliche Ge-

waltverbot. Problem und Tendenzen (1967), S.17ff., D. Bowett, Reprisals involving
Recourse to Armed Force, AJIL 66 (1972), S.lff.; vgl. M. Reisman, Coercion and
Selfdetermination: Construing Charta Art.2 (4), AJIL 78 (1984), S.642 ff.
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ses Zwanges können durchaus auch die Staatsangehörigen dieses Staates

mittelbar in Mitleidenschaft gezogen werden. Bei der Suspendierung
multilateraler Verträge sind zwar rechtliebe Positionen dritter:Staaten zu
beachtüm, aber deren faktische Positionen nur im äußersten Falle.

3. Der Grundsatz, daß die Reizhte Staaten zu wahren sind,..schützt
nur deren rechtliche und nicht ihre faktische Position,. Nur im

äußersten Falle könnten auch faktische Beeinträchtigungen die Repres-
salie unzulässig machen, nämlich dann, wenn, der dritte Staat in eine

ausweglose Lage, gerät. Insbesondere -die Verletzung der Menschen.-
rechte.-ist hier zu beachten.

4. Die Vorwarnung, die vor der Einleitung der Repressalie erfolgen soll,
kann,nicht durchgängig gefordert werden. Insbesondere dann, wenn

Selbstschutz und Repressalie, sich verbinden, ist die Einhaltung des Ge-.
botes zur Vorwarnung oft unzumutbar.und würde den Erfolg der Ge-

genmaßnahmen vereiteln. Auch, dann, wenn Selbstschutz -keine Rolle
spielt und nur die Repressalie gewollt ist, kann es Lagen geben, in denen
die Vorwarnung nicht verlangt werden kann.

5. Die These, daß,die gewaltsame Repressalie in keinem Falle zulässig ist,
kann in dieser -Striktheit nicht aufrechterhalten werden. Liegt das Delikt&apos;,
des mit einer Repressalie zu belegenden - Staates darin, daß er selbst.&apos;-

gewaltsam handelte, ist regelmäßig auch die Repressalie in gleicher Art

zulässig.

Summary

The Unilateral Enforcement
of International Applications

1. The application of the principle of proportionality not only has to take into

account the extent of the violation of international law, but equally.the question
how intensive the countermeasure must be in order to be effective. Thus, appropri-
ate account must, be taken of -the relationship between the violation. and the. coun-.
termeasure as well as between the countermeasure and its success.

2. The prohibition to violate humanitarian principles when applying reprisals,
for instance by suspending treaty obligations, finds its limits not so, much where
the protection of human rights in a narrower sense is involved, but where the

intention.prevails to enforce the,lawful behaviour of the other State. If such lawful

Summary by th author.
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coercion is imposed on a State, its nationals are of course equally affected. The

suspension of multilateral treaties has of course to respect the legal rights of third

States, but only in extreme cases defacto consequences.
3

*
The principle that the rights of third States must be respected protects Only

their legal and not their factual situation. Only in the most extreme cases may de

facto consequences result in the unlawfulness of reprisals, i.e. in cases where third
States would be exposed to conditions threatening their vital interests. In the first

place, the violation of human rights must be taken into consideration.

4. The prior warning which is normally required before applying reprisals
cannot be demanded without exception. If self-protection is combined with repri-
sals, the requirement of prior warning often seems inappropriate because it could
render the measures ineffective. Even in cases where self-protection plays no role
and where only reprisals are initiated, prior warning cannot always be expected.

5. Also, the thesis that forcible reprisals are inadmissible cannot strictly be

upheld in all situations. If the initial and wrongful action consists in using force,.
similar behaviour by the injured State may be lawful as a reprisal.
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